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Antrag 

der Abgeordneten Weisskirchen (Wiesloch), Müller (Pleisweiler), Opel, Roth, 
Antretter, Bachmaier, Bernrath, Börnsen (Ritterhude), Dr. von Bülow, Bulmahn, 
Conradi, Diiler, Erler, Ewen, Faße, Fuchs (Köln), Ganseforth, Gansei, Dr. Gautier, 
Gerster (Worms), Dr. Götte, Großmann, Dr. Hauchler, Heistermann, Dr. Jens, 
Jungmann (Wittmoldt), Kästner, Kirschner, Kolbow, Koschnick, Kretkowski, 

Dr. Kübler, Kuhlwein, Leidinger, Reschke, Schanz, Schreiner, Sielaff, Sieier 
(Amberg), Dr. Skarpelis-Sperk, Dr. Soell, Dr. Sonntag-Wolgast, Dr. Sperling, 
Toetemeyer, Waltemathe, Dr. Wagner, Weiler, Weyel, Zumkley, Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 


Ausgleich der wirtschaftlichen Folgen von Abrüstung, Truppenreduzierungen 
und Standortauflösungen in strukturschwachen Regionen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
sofort eine Bestandsaufnahme und Analyse der militärischen 
Standorte der Bundeswehr und der ausländischen Streitkräfte 
vorzulegen. Diese Bestandsaufnahme und Analyse soll neben 
statistischen Größen (Angaben über Standorte sowie Zahl und 
Struktur der dort Beschäftigten) u. a. auch Angaben über die 
Alters- und Qualifikationsstruktur der Beschäftigten, 'Informa- 
tionen über Grundstücks- und Gebäudenutzung sowie die Alt- 
lasten, die Verkehrsanbindungen und das infrastrukturelle 
Umfeld enthalten. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, bis 
spätestens September 1990 dem Deutschen Bundestag einen 
Plan vorzulegen, der aufzeigt, in welchen Standorten die Bun- 
deswehr und die ausländischen Streitkräfte reduziert oder 
Dienstposten aufgelöst werden bzw. der deutlich macht, wo 
und in welchen Schritten wieviel Soldaten und Zivilbe- 
dienstete der Bundeswehr und der ausländischen Streitkräfte 
abgebaut werden. Darzustellen ist auch, wie und nach wel- 
chen Plänen die Folgen für die Beschäftigten sowie für die 
betroffenen Regionen aufgefangen werden sollen. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
unverzüglich ein nationales Konversionsprogramm vorzu- 
legen. Dieses Programm muß 

— bei der Planung einzelner Abrüstungsschritte die unter- 
schiedlichen Abhängigkeiten oder Belastungen der Regio- 
nen von militärischen Einrichtungen berücksichtigen. 
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— Maßnahmen für die betroffenen Arbeitnehmer vorsehen 
und 

— regionale Hilfsmaßnahmen beinhalten. 

Der Bund muß seiner Verantwortung für die Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland 
gerade im Prozeß der Abrüstung gerecht werden. 

3.1 Der durch die Abrüstung bedingte Abbau von Arbeitsplätzen 
und Dienstposten an den militärischen Standorten soll so 
geplant werden, daß Standortauflösungen bzw. Dienstposten- 
reduzierungen zunächst mit Vorrang außerhalb der struktur- 
schwachen Regionen stattfinden. Da der Arbeitsmarkt in den 
strukturschwachen Regionen viel weniger aufnahmefähig ist, 
brauchen diese Regionen einen Planungsvorlauf für Konver- 
sionsprogramme. Bestehende Entwicklungshemmnisse in den 
Ballungsgebieten können weggeräumt werden. 

3.2 Für die von Abrüstung betroffenen Arbeitnehmer sollen ver- 
schiedene Maßnahmen vorgesehen werden: 

— Verstärkung von Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten 
sowie von Umschulungen, einschließlich der Nutzung der 
Möglichkeiten der Bundeswehr und der Umwidmung ihrer 
Bildungseinrichtungen und Hochschulen für zivile Berufe, 

— Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 

— Abfindungsangebote für ausscheidende Soldaten, 

— Frühverrentung, 

— bei entsprechender Qualifikation Übernahme in den sonsti- 
gen öffentlichen Dienst. 

3.3 Soweit in Regionen, die von der Abrüstung in besonderer 
Weise berührt sind, gravierende Strukturschwächen, insbe- 
sondere auf dem Arbeitsmarkt, verstärkt werden oder als 
Folge der Abrüstung drohen, sollen im Rahmen der Bund- 
Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ regionale Sonderprogramme zur Schaf- 
fung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb des militärischen 
Bereichs und zur Verbesserung der regionalen Infrastruktur 
durchgeführt werden. 

Solche Programme müssen auch berücksichtigen, daß zusätz- 
lich zu den unmittelbar von Abrüstung betroffenen Arbeits- 
plätzen auch durch die indirekte Nachfrage Vermieter, Hand- 
werker, Gastwirte und andere von den Standortveränderun- 
gen hart betroffen sind, da die Nachfrage nach ihren Leistun- 
gen wegfällt. Auch für ihre Probleme müssen Lösungen ent- 
wickelt werden. 

An der Planung, Durchführung und Koordination der damit 
verbundenen Maßnahmen müssen die betroffenen Regionen 
beteiligt und alle berührten Politikbereiche einbezogen wer- 
den. Die Maßnahmen müssen die Engpaßfaktoren einer 
neuen Entwicklung in den strukturschwachen Regionen be- 
rücksichtigen, alle Maßnahmen zur Verringerung der Ab- 
rüstungsfolgen in den betroffenen Regionen bündeln und 
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durch Dezentralisierung und regionale Koordination der Maß- 
nahmen die Effizienz der Regionalpolitik wesentlich steigern. 

Neben der Schaffung neuer Arbeitsplätze muß die in den 
strukturschwachen Regionen vorhandene Industrie bzw. Ge- 
werbe und Handel durch geeignete Maßnahmen gestärkt 
werden. 

4. Die Erarbeitung und Umsetzung dieser Programme soll von 
einem Unterausschuß des Ausschusses für Wirtschaft des 
Deutschen Bundestages in enger Abstimmung mit den Vertre- 
tern der Länder, der kommunalen Spitzenverbände, der regio- 
nalen Körperschaften, der Arbeitgeber, der Berufs verbände 
sowie der Gewerkschaften begleitet werden. 

5. Für das Konversionsprogramm sollen im notwendigen Umfang 
durch Abrüstung freiwerdende Mittel verwendet werden. Zu- 
sätzliche Mittel sollen eingespart werden durch die Verringe- 
rung des Einsatzbereitschaftsgrades und durch Rationalisie- 
rungen in der Bundeswehr. 

6. Die bisher militärisch genutzten Flächen müssen nach dem 
Verursacherprinzip von den bisherigen Nutzern bzw. vom 
Bund in seiner Gesamtverantwortung von Altlasten befreit 
und saniert werden. Die technischen und personellen Kapazi- 
täten der Bundeswehr sind dabei zu nutzen. Insgesamt ist dies 
eine Verantwortung des Bundes. 

7. Die bisher militärisch genutzten Flächen und Liegenschaften 
sollen zu günstigen Bedingungen für eine zivile Verwendung 
zur Verfügung gestellt werden. Sie müssen, wenn enteignet 
wurde, entsprechend günstig zurückgegeben werden. Die 
Planungshoheit der Gemeinden für die vom Bund belegten 
Flächen muß hergestellt werden, soweit sie bisher der kom- 
munalen Planung entzogen sind (z. B. die Auflösung der beste- 
henden Gutsbezirke). Eine eventuelle Flächenvorratspolitik, 
die freiwerdende Flächen nicht für die regionale Entwicklung 
zur Verfügung gibt, soll unterbleiben. 

8. Die Bundesregierung soll die Ankündigung der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika, den Flugplatz Zweibrücken 
aufzugeben, zum Anlaß nehmen, an diesem Modellfall bei- 
spielhaft für alle künftigen Bemühungen zu demonstrieren, 
wie für die von Abrüstungsmaßnahmen betroffenen Regionen 
ein angemessener Ausgleich geschaffen werden kann und wie 
für sie durch eine grundlegende Umstrukturierung eine 
erfolgreiche Zukunftsentwicklung gesichert werden kann. 

Deshalb fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregierung 
auf, sofort eine Initiativgruppe zu bilden, in der alle Ministe- 
rien, kommunalen Behörden und Ämter, Arbeitnehmer- und 
Arbeitgebervertreter vertreten sind, die von der Auflösung des 
Flugplatzes Zweibrücken betroffen sind. Diese Initiativgruppe 
soll ein Programm vorlegen, das u. a. aufzeigt, wie die militäri- 
schen Liegenschaften verwendet und wie zukunftsorientierte 
Arbeitsplätze geschaffen werden können. 
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9. Die Bundesregierung hat ausreichende Mittel bereitzustellen, 
um unabhängige Forschungsinstitute zu beauftragen, Daten 
über die militärisch bedingte Beschäftigung in den Regionen 
der Bundesrepublik Deutschland zu ermitteln. Abgeleitet aus 
den Ergebnissen und mit außerbehördlichem Sachverstand, 
begleitend zu den Konversionsmaßnahmen, sind wirklich- 
keitsnahe Lösungen und ein optimaler Einsatz der verfüg- 
baren Mittel sicherzustellen. 

Die Erfahrungen des US-Office of the Economic Adjustment 
sollen mit einbezogen werden. 

10. Die Bundesregierung wird aufgefordert, mit den Alliierten 
Verhandlungen zu führen mit dem Ziel, den Truppenabbau 
der ausländischen Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutsch- 
land analog zu diesen Grundsätzen vorzunehmen und bis 
September 1990 den Deutschen Bundestag über die Ergeb- 
nisse zu unterrichten. 
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Begründung 

Mit der Überwindung der Konfrontation der Blöcke in Europa 
haben wir die große Chance zur Abrüstung, Diese sich eröffnen- 
den Möglichkeiten, eine neue und bessere Ordnung in Europa zu 
schaffen, müssen im vollen Umfang genutzt werden. Sie dürfen 
nicht dadurch beeinträchtigt werden, daß Menschen in den Rü- 
stungsbetrieben und in den Standorten militärischer Einrichtun- 
gen vor dem Verlust ihrer Arbeitsplätze Angst haben müssen. 

Wir alle haben ein Interesse daran, unser Land abrüstungsfähig zu 
machen. Wir brauchen die bisher für Rüstung und Militär aufge- 
wandten Mittel dringend für andere, den Menschen dienende so- 
ziale, wirtschaftliche und ökologische Zwecke. Wir wollen mit der 
Abrüstung auch die Belastungen loswerden, die die hohe mili- 
tärische Präsenz in einigen Regionen unseres Landes mit sich 
bringt. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind zur Zeit etwa 480 OÖO 
Frauen und Männer rüstungsabhängig und weitere 780000 Men- 
schen bei Bundeswehr und den Stationierungsstreitkräften bzw. 
bedingt durch die Standortnachfrage beschäftigt. 

Die Bundesregierung hat am 6. Dezember 1989 ein Reduzierungs- 
ziel der Streitkräfte um etwa 20 Prozent auf 400000 Solda- 
ten angekündigt. Eine noch weitergehendere Reduzierung bis 
350 000 Soldaten wird von Regierungsmitgliedern angestrebt. 
Unsere Vorstellungen gehen noch darüber hinaus und bedeuten 
analog zum Verhandlungsziel in Wien eine Halbierung der Streit- 
kräfte. Arbeitsplatzverluste in den Standortregionen werden die 
Folge sein. 

Die sich abzeichnenden Erfolge bei den Wiener Verhandlungen 
über konventionelle Streitkräfte lassen mit einem ersten konkre- 
ten Ergebnis noch im Jahr 1990 rechnen. Für Europa können wir 
auf eine erste Reduzierung der konventionellen Streitkräfte und 
eine vertraglich abgesicherte, deutliche Verringerung der mili- 
tärischen Bedrohung hoffen. 

Im Zuge der Anpassung der Sicherheitspolitik an ein neues Ost- 
West-Verhältnis ergibt sich ein weiterer deutlich reduzierter 
Bedarf der Bundeswehr an militärischen Gütern. Die Unterneh- 
men bleiben aufgefordert, den Wegfall der Rüstungsaufträge 
durch Konversion der militärisch bedingten Produktion auf eine 
Zivilgüterproduktion aus eigener Kraft aufzufangen. 

Hingegen kann die Verringerung der militärischen Ausgaben des 
Bundes den finanzpolitischen Spielraum des Bundeshaushalts 
langfristig für die regionale Förderung der betroffenen Regionen, 
die Beseitigung der Arbeitslosigkeit, den Wohnungsbau, die Hilfe 
für die Länder der Dritten Welt sowie den Aufbau in der DDR und 
den Reformländern Osteuropas entlasten. 

Bereits begonnene Truppenreduzierungen der Stationierungs- 
streitkräfte und die beschlossene Verringerung der Mannschafts- 
stärke bei der Bundeswehr führen in Struktur schwachen Regionen 
kurzfristig zu einem Abbau von Arbeitsplätzen, wenn nicht recht- 
zeitig gegengehalten wird. Weitere Folgen der Truppenreduzie- 
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rung und Standortverkleinerungen oder Auflösungen für die 
Regionen sind: 

— das Steueraufkommen der Gemeinden verringert sich, 

— die Schlüsselzuweisungen von Ländern sinken, 

— die in den Regionen wirksame Nachfrage der Streitkräfte wird 
eingeschränkt. 

Menschen, Branchen und Regionen, die von den Militärstand- 
orten abhängen, dürfen nicht Opfer der Abrüstung werden. Die 
Bundesregierung ist dafür verantwortlich, daß es keinen poü- 
tischen oder sozialen Konflikt zwischen Abrüstung und Beschäfti- 
gung gibt. 

Die strukturschwachen Regionen können die Arbeitsplatzverluste 
und den Nachfrageausfall wesentlich schlechter ausgleichen als 
die Ballungsgebiete. Ihre ohnehin schon durch überdurchschnitt- 
hche Arbeitslosenquoten gekennzeichnete Arbeitsmarktlage wird 
in erheblichem Umfang durch den Abbau von Streitkräftestandor- 
ten und Rüstungsausgaben verschärft. Gleichzeitig sind viele Bal- 
lungsgebiete durch eine starke Konzentration von Menschen und 
Wirtschaft belastet. Es ist daher nötig, durch einen gezielten 
Reduzierungsplan der Bundeswehr die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß ein Truppenabbau mit Vorrang in den strukturstar- 
ken Standorten erfolgt und der Konversionszeitraum in den struk- 
turschwachen Regionen zeitlich gestreckt wird. 

Dennoch sind im Zuge der wünschenswerten Fortsetzung der 
Abrüstung - auch in den strukturschwachen Regionen - Arbeits- 
platzverluste durch die Abrüstung nicht zu vermeiden. Sie sind 
jedoch vorhersehbar. Im Rahmen der zu planenden Konversions- 
maßnahmen muß die Förderung neuer Arbeitsplätze außerhalb 
des vom Militär abhängigen Bereichs angesiedelt werden. Dazu 
bietet es sich an, ein regionalpolitisches Konversionsprogramm zu 
entwickeln, das aus den eingesparten Militärausgaben, durch 
Reduzierung des Einsatzbereitschaftsgrades und durch Rationali- 
sierungen bei der Bundeswehr finanziert wird und das auf den 
Förderinstrumenten einer verbesserten Regionalpolitik aufbaut. 


6 




Druck: Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 , Telefax (02 28) 36 12 75 

ISSN 0722-8333 


